
gleichgeschlechtlich liebende Bürger angeblich für bestimmte 
Berufe ungeeignet wären. Hier gilt es, die Diskriminierung von 
Menschen wegen ihrer sexuellen Neigung, für die sie von nie­
mand verantwortlich gemacht werden können und dürfen, zu 
überwinden.

Im zweiten Teil des vorliegenden Entwurfes befürworten wir 
die Möglichkeit der standesamtlichen Bestätigung der gleichge­
schlechtlich orientierten Lebensgemeinschaften, um das Gleich­
heitsgebot praktikabel werden zu lassen. Die seit 1988 in der 
DDR bestehende Entkriminalisierung freiwilliger homo­
sexueller Handlungen zwischen Erwachsenen und Jugendli­
chen über 16 Jahren stellt schon einen Fortschritt dar und von 
wird progressiven Kräften in der Bundesrepublik Deutschland 
seit langem gefordert. Diese Regelung ist im Hinblick auf den 
Betritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes ge­
fährdet. Lassen Sie uns die Chance nutzen, auf dem Wege der zu 
erwartenden Rechtsangleichung beider deutscher Staaten Wer­
te einzubringen im Interesse aller Bürger.

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Uns ist bewußt, daß 
bestehende Rechtsnormen niemals die Akzeptanz der Bürger 
für eine Minderheit ersetzen können. Für die schätzungsweise 
850 000 gleichgeschlechtlich empfindender Bürger in unserem 
Lande können mit dieser Rechtssetzung jedoch Bedingungen 
geschaffen werden, die das Selbstvertrauen der Betroffenen 
stärken und die Gefahren sozialer Ausgrenzung zurückdrängen 
können. Das Gesetz richtet sich im Grunde an die Gesellschaft 
als Ganzes.

Meine Damen und Herren! Eine Gesellschaft ist so human, wie 
sie sich zu ihren einzelnen Mitgliedern verhält. - Ich danke Ih­
nen und bitte um Überweisung in die entsprechenden Ausschüs­
se.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke schön. Erlauben Sie eine Anfrage? - (Ja.) - Dann bitte 
ich die Frage zu stellen. - Noch eine zweite.

Dr. Brecht (SPD):

Frau Abgeordnete, trotz der Zustimmung zu dem Grundanlie­
gen, was Sie hier vorgebracht haben, erlauben Sie mir zwei Fra­
gen.

Nummer eins: Was hat Sie dazu bewogen, im § 2 Abschnitt 2 er­
ster Anstrich den Anspruch auf Zuweisung und Nutzung ge­
meinsamen Wohnraums einzuklagen, wo doch in diesem Haus 
inzwischen ein Gesetz beschlossen ist, was das völlig absurd 
macht.

Zweite Frage: Sie fordern die Besteuerung für solche homo­
sexuellen Lebensgemeinschaften nach den Regelungen für ver­
heiratete Bürger. Ich würde Sie fragen, was Sie denken, was den 
Gesetzgeber früher dazu bewogen haben könnte, Ehepaare steu­
erlich zu begünstigen.

Frau Dr. Bittner (PDS):

Zu Ihrer ersten Frage. Natürlich ist das Gesetz redaktionell zu 
bearbeiten. Es wurde schon vor über 8 Wochen eingebracht dank 
der Sommerpause usw. Und inzwischen ist das klar, daß die Zu­
weisung von Wohnraum nicht mehr aktuell ist, nicht wahr. Aber 
es genügt ja auch, wenn man gesetzlich feststellt, daß auch diese 
Bürger Anspruch haben, und ich könnte mir eben vorstellen, daß 
- wenn das Gesetz noch einmal öffentlich diskutiert wird und li­
beralisiert wird - die Einstellung zu diesen Bürgern -, daß dann 
vielleicht auch ein privater Vermieter durchaus einer solchen 
Lebensgemeinschaft Wohnraum zuweist; ansonsten werden die 
Räume für diese Menschen immer enger. Das müssen wir uns 
auch klarmachen, daß wir das jetzt mit Mehrheiten hier auch be­
schlossen haben.

Zum Punkt zwei muß ich sagen, Sie spielen da sicherlich auf 
die Kinder an, und ich muß sagen: Natürlich leben auch in sol­
chen Gemeinschaften Kinder. Ich hoffe, daß Sie nicht den alten 
Kinderglauben haben, daß Homosexuelle keine Kinder haben 
können. Es sind geschiedene Homosexuelle, die selbstverständ­
lich das Recht auf ihre Kinder haben, so weit würde ich schon ge­
hen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Erlauben Sie weitere Anfragen?

Gürth (CDU/DA):

Sie sprachen vorhin das Wahlrecht Ihres Nachbarn an, der 
wahrscheinlich französischer Staatsbürger ist. Ich möchte Sie 
fragen, ob es Ihnen bekannt ist, wie die rechtliche Lage in umge­
kehrtem Fall ist, ob Sie als deutsche Staatsbürgerin das aktive 
und passive Wahlrecht in Frankreich haben.

Frau Dr. Bittner (PDS):

Ich kenne das aktive und passive Wahlrecht in Frankreich, und 
ich setze mich aber generell für den Schutz der Minderheiten 
ein. Ich bin kein Jurist, ich bin Kinderarzt. Ich bin darin geübt, 
mich für Minderheiten einzusetzen.

Geisthardt (CDU/DA):

Frau Kollegin! Es ist schön, daß Sie gesagt haben, daß Sie Kin­
derarzt sind. Das erleichtert mir meine Frage. Sie haben sich mit 
sehr viel Engagement für Minderheiten eingesetzt, und das ist 
gut, aber meinen Sie, daß der Einsatz für Minderheiten, so wie 
Sie das eben gesagt haben, wichtiger wäre als der Rechtsschutz 
für ungeborenes Leben, der wohl eben doch verneint worden ist 
von Ihnen und von Ihren Freunden.

Frau Dr. Bittner (PDS):

Das ist ganz schön, daß Sie mich dazu auch noch fragen. Ich 
durfte dazu nicht sprechen, weil ich in dem Arbeitskreis nicht 
bin. Es ist folgendermaßen: Ich möchte, daß der Wille zum Kind 
sehr wohl ausgeprägt ist. Ich muß sagen, es hat mir ein bißchen 
leid getan, als damals die Vertreterin der DSU dazu gesprochen 
hatte und es so laut war. Das hielt ich nicht für in Ordnung. Jede 
Familie soll das selbst bestimmen, wieviel Kinder sie haben wird 
und wieviel Kinder sie haben möchte. Die Gesellschaft hat m-'' 
nes Erachtens dafür zu sorgen, daß alle Kinder glücklich a ^ 
wachsen können. Notfalls muß sie eingreifen, wenn das in Ge­
fahr ist. Aber ich muß Ihnen eins sagen: Im Augenblick ist die Si­
tuation so, daß ein großer Frust in der Bevölkerung ist, daß ein 
großer Druck in der Bevölkerung ist und daß die Motivation zum 
Kind im Moment nicht zugenommen hat, sondern abgenommen 
hat, seit wir hier in dieser Kammer sind. Das heißt, ich befürchte 
zum Beispiel, daß geborene Kinder, wenn sie nicht gewollt sind, 
unter Umständen Kindesmißhandlungen erleiden können, und 
da werden Sie mir zustimmen, das wissen Sie, daß in westeuro­
päischen Ländern, und besonders in der Bundesrepublik, die 
Zahl der Kindesmißhandlungen wesentlich höher ist als bei uns 
und ich muß dazu sagen, natürlich ist die Dunkelziffer in beiden 
Ländern, das streite ich gar nicht ab, sie ist bei uns höher gewe­
sen, aber ist drüben noch höher, die Dunkelziffern sind in etwa 
gleichgeblieben. Ich muß sagen, wenn ich jetzt die Wahl hätte, so 
ein kleines Ei vielleicht aus dem Körper zu entfernen, wie es ja 
die Natur auch tut, und ich möchte immer sagen,...

(Zuruf: Aber nicht mit einem Vierteljahr!)

(Dr. Gottschall: Bitte keinen Dialog.)

Ich würde die Frage gern beantworten. Ich würde eine Rege­
lung vorziehen, die, wenn schon ein Abbruch, möglich macht, 
daß das so früh wie möglich gemacht wird. Sie wissen selbst, daß
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